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Satzung 

 

des Vereins "Verein freier Kulturträger in Osnabrück e.V.“  

 

§ 1 

Name und Sitz des Vereins 

 

1. Der Verein führt den Namen: Verein freier Kulturträger in Osnabrück e.V. im folgenden 

„VKO e.V.  "               

2. Er hat seinen Sitz in Osnabrück. 

3.  Er ist in das Vereinsregister eingetragen. 

4.  Das Geschäftsjahr des Vereins entspricht dem Kalenderjahr 

 

§ 2 

Vereinszweck       

 

1.  Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur.  

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Unterstützung kultureller Ver-

anstaltungen und der Belange von gemeinnützigen Institutionen des kulturellen Lebens. 

Der "VKO e.V." will einen Beitrag zur Vernetzung der freien  Kulturträger und  

-institutionen in Osnabrück leisten und durch geeignete Maßnahmen eine Optimierung be-

stehender kultureller Infrastrukturen erzielen. 

       Beispiele: 

 Qualifizierungsangebote zu Themen des Kulturbereichs 

 Institutionsübergreifende Kooperationsprojekte (z.B. Theaterprojektwochen, Literaturta-

ge, Konzertreihen, Vortragsreihen, Filmreihen etc.); 

 Förderung von Nachwuchskünstlern (Auftrittsmöglichkeiten,Öffentlichkeitsarbeit etc.); 

 Förderung von Informationsaustausch, Kommunikation und Vernetzung unter den Osn-

abrücker Kulturträgern  

 Interessenvertretung der freien, d.h. nicht-städtischen Kulturträger in Osnabrück  
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§ 3 

Gemeinnützigkeit 

 

1. Die VKO e.V. verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der 

§ 51ff. AO 1977 (gemäß  § 2 der Satzung). 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3. Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

 unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 

Mitgliedschaft 

 

1. Mitglieder des "VKO e.V." können Träger kultureller Arbeit in Osnabrück werden, die be-

reit sind, sich in entsprechender Form für den Satzungszweck einzusetzen und die nach fol-

genden Grundsätzen arbeiten: 

 Sie sind überparteilich und überkonfessionell. 

 Sie sind unabhängige betriebswirtschaftliche Einheiten und arbeiten für das Gemein-

wohl. 

 Sie haben demokratische Entscheidungsstrukturen auf der Grundlage von Eigenverwal-

tung. 

 Sie initiieren soziale und kulturelle Lernprozesse. 

 Sie bieten Freiräume für künstlerischen Nachwuchs und Innovation. 

2. Die Aufnahme in den Verein muß schriftlich beantragt werden. Über die Aufnahme 

 entscheidet die Mitgliederversammlung. 

3.  Austritt ist jederzeit formlos aber schriftlich möglich. 

4. Ein Vereinsmitglied kann durch die Mitgliederversammlung ausgeschlossen werden, wenn 

er schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. Dieser Ausschluß kann 

ausgesprochen werden, nachdem dem betroffenen Mitglied die Möglichkeit zur Stellung-

nahme gegeben wurde; der Ausschluß muß schriftlich begründet und dem betreffenden Mit-

glied übermittelt werden.  

5. Die Mitglieder des Vereins haften nicht, der Verein haftet nur mit dem Vereinsvermögen. 
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§ 5 

Organe 

 

1. Die Organe des Vereins sind: 

  a) die Mitgliederversammlung 

  b) der Vorstand 

  

§ 6 

Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung besteht aus den Vereinsmitgliedern. 

2. a) Jedes Vereinsmitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. 

    b) Die Mitgliederversammlung findet ordentlich mindestens 1mal jährlich statt. Sie ist 

                weiterhin außerordentlich einzuberufen, wenn nach Meinung des Vorstandes die 

                Interessen des Vereins dies erfordern, oder auf schriftliches Verlangen  von 1/3 der 

                Mitglieder des Vereins unter Benennung der Gründe. 

 

 c) Die Vorsitzende/der Vorsitzende, bei deren/dessen Verhinderung die stellvertretende  

        Vorsitzende/der stellvertretende Vorsitzende oder auch die Geschäftsführerin/der 

     Geschäftsführer hat die Mitgliederversammlung zu berufen              

Die Mitgliederversammlung ist unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen schriftlich zu 

berufen unter Angabe der vom Vorstand festgesetzten Tagesordnung. 

     Die Tagesordnung  muss  spätestens 8 Tage vorher zugestellt werden. Bei außer- 

     ordentlichen Vollversammlungen verkürzt sich die Ladefrist auf  5 Tage. 

 

     Die Mitgliederversammlung ist  nicht öffentlich. 

 

3. Der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung unterliegen:  

a) die Wahl des Vorstandes 

             b) die Wahl der Vorsitzenden/des Vorsitzenden,  

c) die Genehmigung des Geschäftsberichts und Entlastung des Vorstands 

d) die Genehmigung des Berichts der Rechnungsprüfung   

  e) die Wahl von zwei Rechnungsprüfern 

f) Aufnahmeanträge 
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 g) Satzungsänderungen 

 

4. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen 

 worden ist . 

 Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei  Stimmen-

gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Bei Wahlen gilt die/der als gewählt, die/der  

 die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 

 

5. Die Mitgliederversammlung wird von der Vorsitzenden/von dem Vorsitzenden oder bei  

 deren/dessen Verhinderung von einer stellvertretenden Vorsitzenden/von einem stellver- 

 tretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, wählt die  Mitglie-

derversammlung eine Versammlungsleiterin/einen Versammlungsleiter. 

 

6. Anträge kann jedes Vereinsmitglied stellen. 

 a) Antragsschluß ist eine Woche vor der Sitzung der Mitgliederversammlung. 

 b) Ausnahmen bei Begründung der Dringlichkeit können mit Zustimmung der Mehrheit 

     der anwesenden Mitglieder zugelassen werden. 

 

7.  Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von 

 der Vorsitzenden/von dem Vorsitzenden der Mitgliederversammlung und von der jeweiligen 

Schriftführerin/dem jeweiligen Schriftführer zu unterzeichnen ist. Diese Niederschrift ist 

den Mitgliedern innerhalb von 4 Wochen zu übermitteln. 

 

§ 7 

Vorstand 

 

1. Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins im Rahmen der Satzung und nach Maßgabe 

 der Beschlüsse der Mitgliederversammlung sowie die Verwaltung des Vereinsvermögens. 

2. Die Außenvertretung des Vereins obliegt der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden oder einer 

 Stellvertreterin/einem Stellvertreter.  

3. Der Vorstand wird auf  2 Jahre gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im

 Amt. Der Vorstand besteht aus mindestens drei und höchstens fünf gewählten Mitgliedern:

 .Einer Vorsitzenden/einem Vorsitzenden und 2 einander gleichberechtigten  

StellvertreternInnen 
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4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2 seiner Mitglieder anwesend sind. Die

 Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder gefasst; bei 

 Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

5. Während der Amtszeit kann den Mitgliedern des Vorstandes das Amt nur wegen grober 

 Pflichtverletzung oder Unfähigkeit entzogen werden. Ein entsprechender Beschluss muss 

von  der Mitgliederversammlung mit 2/3 der erschienenen Mitglieder gefasst werden. 

6.  Geschäftsführende Aufgaben können auf  Fachkräfte, z.B. auf eine Geschäftsführerin/einen 

 Geschäftsführer übertragen werden.  

 

§ 8 

Geschäftsführung 

 

1. Zur Bewältigung seiner Aufgaben kann der Verein Fachkräfte einstellen. Diese   

 haben alle Geschäfte der laufenden Verwaltung wahrzunehmen.  

2. Weitere Einzelheiten werden ggf. durch die jeweilige Geschäftsordnung geregelt. 

 

§  9 

Beiträge 

 

1. Die Mitgliederversammlung beschließt auf Vorschlag des Vorstandes über die Höhe des 

 Jahresbeitrages. 

 

§ 11 

Satzungsänderungen 

 

1. Satzungsänderungen werden von der Vollversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 der er-

schienenen Mitglieder beschlossen. Über die Satzungsänderungen können nur dann Be-

schlüsse gefasst werden, wenn ein entsprechender Antrag auf der Tagesordnung gestanden 

hat und der Wortlaut des Antrages zusammen mit der Tagesordnung mitgeteilt worden ist. 

Soweit nicht der Vorstand die Satzungsänderung beantragt, ist er nur dann verpflichtet, ei-

nen  derartigen Antrag auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dieser ihm mindestens ei-

nen Monat  vorher schriftlich mitgeteilt worden ist. Beschlüsse über Satzungsänderungen 

sind den zuständigen Behörden und den Mitgliedern in entsprechender Form mitzuteilen.  
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§ 12 

Auflösung des Vereins 

 

1. Der Verein kann nur in einer ausschließlich zu diesem Zweck einberufenen  

Vollversammlung aufgelöst werden. Diese ist nur beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 der 

Mitglieder erschienen sind. Ist die Vollversammlung nicht beschlussfähig, wird innerhalb 

von 4 Wochen eine zweite Versammlung einberufen, die ohne die Rücksicht auf die Zahl 

der Erschienenen beschlussfähig ist. Für die zweite Sitzung ist eine Ladungsfrist von we-

nigstens zwei Wochen erforderlich. 

2. Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit von 3/4 der erschienenen Mitglie-

der beschlossen werden. 

3. Die Organe setzen ihre Arbeit fort, bis die Auflösung durchgeführt ist. 

4. Das bei Auflösung vorhandene Vermögen des Vereins ist der Aidshilfe e.V. Osnabrück zu-

zuführen.   

 Beschlüsse über die Verteilung des Vereinsvermögens dürfen erst nach Zustimmung des 

 Finanzamtes ausgeführt werden. 

 

 

 

 

 


